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 »Guten
Tag«
Telgte ist schon etwas Be-
sonderes! Unsere Stadt ist 
nicht nur eine besonders 
schöne und liebenswerte 
Stadt. Nein, die Menschen 
hier sind auch besonders 
wählerisch. Die wählen 
gern auch einmal oder 
zweimal mehr als andere. 
Und nachdem es schon 
zwei Wahlen brauchte, um 
den Stadtrat zu bestimmen, 
soll jetzt die Bürgermeis-
terfrage gar im dritten An-
lauf geklärt werden.

Die Telgter GRÜNEN ha-
ben dazu im Januar mit 
Wolfgang Pieper einen 
Kandidaten für das Amt 
des Bürgermeisters aufge-
stellt, der über eine lang-
jährige kommunalpoliti-
sche Erfahrung und einen 
großen Rückhalt in der 
Bevölkerung verfügt. Die 
Veranstaltungsreihe unter 
dem Motto „Ich stelle 
mich (vor)“ fand Mitte 
März reges Interesse.

Aber das „Pöggsken“ ist 
eben kein Saison-Blatt, 
das nur vor irgendwelchen 
Wahlen herumquakt. Wir 
bemühen uns weiterhin um 
regelmäßige Berichterstat-
tung und viel Hintergrund-
information für Sie. Dar-
auf haben Sie ja auch ei-
nen Anspruch, denn das 
tolle Wahlergebnis vom 
Dezember verpflichtet uns 
in besonderem Maße.

Und dass am 9. Mai nicht 
nur ein neuer Bürgermeis-
ter gewählt wird, sondern 
„so ganz nebenbei“ noch 
ein neuer Landtag, das 
merken Sie in dieser Aus-
gabe sicher ganz von 
selbst. Viel Spaß bei der 
Lektüre wünscht wie im-
mer

Ihre Pöggsken-Redaktion

März 2010

Während die Staaten in Kopen-
hagen um weltweite Klimaregeln 
rangen, hat die Regierung Rüttgers 
in NRW einen Klimaschutz-
Paragrafen aus dem Gesetz 
gestrichen. Einziges Ziel: E.on soll 
weiter am größten Kohlemeiler 
Europas bauen können.

Das Oberverwaltungsgericht hatte den 
Bau des Kohlekraftwerks in Datteln
gestoppt, da es nicht mit der Landes-
entwicklungsplanung vereinbar sei. Im 
Paragrafen 26 des Landesentwicklungs-
gesetzes hieß es, das Land müsse eine 
„ausreichende, sichere, umweltver-
trägliche und möglichst preisgünstige

Energieversorgung“ sicherstellen. Insbe-
sondere müssten „einheimische und rege-
nerierbare Energieträger eingesetzt wer-
den“ (Das Kraftwerk Datteln soll mit 
Importkohle betrieben werden).

Die Schwarz-Gelbe Landtagsmehrheit 
strich kurzerhand den störenden Paragra-
fen aus dem Gesetz und ermöglicht es so 
EON, das Megakraftwerk weiterzubauen. 
Frei nach dem Motto: Ökonomie vor 
Ökologie!

Die Bundesregierung und die G8-
Staaten haben das Ziel formuliert, den 
CO2-Ausstoß der Industriestaaten bis 
2050 um 80 Prozent zu verringern. Das 
Kohlekraftwerk Datteln wird 8,5 Mil-
lionen Tonnen CO2 im Jahr ausstoßen 
und somit allein schon 5 Prozent der
angestrebten Höchstmenge emittieren.
Betrachtet man die weiteren in Planung 
befindlichen Kraftwerke, so muss man 
feststellen, dass so das Klimaziel nicht zu 
erreichen ist.

Am 9. Mai haben Sie die Möglichkeit, 
auch über die Klimapolitik in Nordrhein-
Westfalen zu entscheiden. Nutzen Sie die 
Chance!     

u.we.
weitere Infos: 

www.klima-appell.de/klima/datteln/

Rüttgers streicht Klimaschutz
Umstrittenes Kohlekraftwerk in Datteln 

kann weitergebaut werden

Die Anmeldezahlen zu 
den weiterführenden 
Schulen für das kom-
mende Schuljahr 2010/
2011 machen die ganze 
Dramatik der Entwicklung 
deutlich: Gerade einmal 
27 Anmeldungen für die 
Clemens-Hauptschule, 62 
für die Kardinal-von-
Galen-Realschule und 
107 für das Maria-Sybilla-
Merian-Gymnasium. Hier 
schlägt sich auch in 
Telgte eine landesweite 
Entwicklung nieder, die 
von Schulexperten schon 
länger vorausgesagt 
wurde. Eltern streben für 
ihre Kinder in aller Regel 
einen höherwertigen oder 
zumindest gleichwertigen 
Schulabschluss an, als 
sie selbst ihn haben.

Um die weitere Entwicklung 
des Schulzentrums Telgte 
nicht einfach hinzunehmen, 
sondern aktiv und mit dem 
Ziel einer qualitativen Weiter-
entwicklung zu gestalten, sind 
vorausschauendes Handeln 
und eine enge Zusammenar-
beit des Rates und der Stadt 
als Schulträgerin mit den 
Schulleitungen, den Eltern-
und Schüler/innen-Vertre-
tungen sowie externen Fach-
leuten erforderlich. Augenmaß 
und ein behutsamer Prozess, 
der eine schrittweise Weiter-
entwicklung auf einer fachlich 
und pädagogisch sicheren Ba-
sis anstrebt und bruchhafte 
Veränderungen vermeiden 
hilft, sind dabei gefragt. Eine 
bloße „Verbundschule“ als 
weitgehend organisatorischer 
Zusammenschluss von Haupt-

und Realschule ist allerdings 
aus Sicht der GRÜNEN keine 
Lösung. Hier müssen inhaltli-
che und qualitative Verbesse-
rungen eingebracht werden.

Die – stärker noch als im 

Schulentwicklungsplan 2007 
für Telgte vorhergesehenen –
zurückgehenden Schüler/
innenzahlen lassen in naher 
Zukunft eine Einzügigkeit der 

Die weiterführenden Schulen müssen weiter geführt werden

Eine bloße „Verbundschule“ ist keine Lösung

Fotomontage: campact.de

Fortsetzung auf Seite 2

http://www.klima-appell.de/klima/datteln/
http://campact.de
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Ganztagshauptschule und eine 
dauerhafte Zweizügigkeit der 
Realschule erwarten. Immer 
stärker werden deshalb auch 
andernorts Spielarten der 
Gemeinschaftsschule nach 
dem in Schleswig-Holstein 

gefahrenen Modell ins Auge 
gefasst, so etwa unter dem 
Titel einer „Profilschule“ in 
der Gemeinde Ascheberg. Die 
Gemeinschaftsschule garan-
tiert eine gemeinsame Schul-
form für alle Schüler/innen 

vor Ort und ermöglicht auch 
den gymnasialen Bildungs-
gang bis zu einem Abitur-
Abschluss. Daneben bliebe 
zusätzlich auch das Gymnasi-
um als selbstständige Einheit 
bestehen.

Diese Variante, die derzeit 
auch in Nordrhein-Westfalen 
in vielen Städten diskutiert, 
bisher aber vom Schulministe-
rium NRW abgelehnt wird, 
könnte einen neuen Impuls 
setzen, um qualitative Aspekte 
und die individuelle Förderung 
von Stärken und Schwächen 

der Schüler/innen in einem 
gemeinsamen Schulsystem in 
den Vordergrund zu stellen. 
Eine solche Entwicklung muss 
aber gut vorbereitet und mit 
allen Akteuren abgestimmt 
sein. 

w.p. grüne ratsfraktion

Schon im November 2009 
hatte die GRÜNE Rats-
fraktion eine Voruntersu-
chung von Standortalter-
nativen für den Neubau 
einer Feuerwache Telgte 
gefordert und beantragt. 
Die bekannten Versuche 
des Jahres 2009 hatten 
nicht zu einem konkreten 
Ergebnis geführt, das alle 
feuerwehrfachlichen An-
forderungen erfüllt und 
eine Mehrheit im Rat der 
Stadt Telgte gefunden 
hätte. Deshalb wollten die 
GRÜNEN einerseits Kom-
promisslösungen für die 
Realisierung einer neuen 
Feuerwache auf dem stra-
tegisch günstig gele-
genen Grundstück Ecke 
Orkotten / Daimlerstraße 
ausloten, und anderer-
seits von unabhängigen 
Planern Standortalternati-
ven auf ihre Eignung hin 
untersuchen zu lassen, 
um auf diese Weise –

auch gegenüber Investo-
ren und Grundstücksei-
gentümern – wieder 
Spielräume zu gewinnen 
und Handlungsalternati-
ven aufzuzeigen. 

Der Antrag der GRÜNEN 
fand – wohl auch mit Blick 
auf die bevorstehende Wieder-
holungswahl am 13. Dezem-
ber 2009 – im Dezember vor-
erst keine Mehrheit im Rat. 

Aber die Stadtverwaltung leg-
te dann zur konstituierenden 
Sitzung des neu gewählten 
Rates am 7. Januar 2010 einen 
Beschlussvorschlag vor, der 
dem Anliegen der GRÜNEN 
weitgehend gleichkam: „Die 
Suche nach einem Standort für 
die Feuerwehr wird zeitlich 
und inhaltlich von der Einzel-
handelsentwicklung (im Or-
kotten) abgekoppelt. Die Ver-
waltung wird Gespräche mit 
den Eigentümern von zunächst 
drei potenziellen Standorten 
aufnehmen. Für die drei 
Standorte wird eine Untersu-
chung durchgeführt, die klä-
ren soll, ob die Standorte feu-
erwehrtaktisch geeignet sind.“

Dieser Vorschlag wurde vom 
Rat einstimmig beschlossen –
es lagen ja keine Wahlen mehr 
unmittelbar in der Nähe. Die 
Voruntersuchung ist zwi-
schenzeitlich angelaufen, die 
Verwaltung berichtet von in-
tensiven Gesprächen mit den 

in Rede stehenden Grund-
stückseigentümern. Und Pro-
befahrten der Feuerwehr von 
den jeweiligen Standorten aus 
sollen die Eignung der 
Grundstücke und ihrer Lage 
einem Praxistest unterziehen. 
Da ist also jetzt Einiges in 
Bewegung gekommen, und 
das ist gut so. Es bleibt zu 
hoffen, dass die Stadt der Rea-
lisierung einer neuen Feuerwa-
che auf diese Weise endlich 

einen deutlichen Schritt näher 
kommt. 

Die Kamerad/innen und die 
Führung der Freiwilligen Feu-
erwehr haben einen Anspruch 
darauf, dass ihre Arbeit durch 
vernünftige, zeitgemäße und 
einsatztaugliche Räumlichkei-
ten unterstützt und dauerhaft 
gewährleistet wird.

w.p. grüne ratsfraktion

Standortsuche für eine neue Feuerwache nimmt 
endlich Fahrt auf: 

Voruntersuchung von 
Standortalternativen angelaufen

Wussten Sie, dass viele 
Grabsteine aus Granit, die bei 
uns verwendet werden, aus 
Indien stammen? Dort arbeiten 
häufig Kinder unter 14 Jahren 
unter erdrückenden und men-
schenunwürdigen Bedingun-
gen. Durch einen Besuch des 
NRW- Arbeitsministers Karl-

Josef Laumann in Indien am 
Anfang des Jahres ist diese 
Praxis öffentlich bekannter 
geworden. Der Arbeitsminister 

hat sich deutlich dafür ausge-
sprochen, diese Steine auf 
kommunalen Friedhöfen zu 
verbieten. In Zusammenarbeit 
mit dem katholischen Hilfs-
werk Misereor setzt sich u. a. 
die Organisation „Xertifix“ für 
die Rechte von Kindern in 
Indien ein. Deutsche Impor-
teure können für ihre Natur-
steine (Granit, Marmor, Sand-
stein) ein Siegel beantragen, 
das belegen soll, dass bei der 
Herstellung keine Kinderar-
beiter/innen eingesetzt wer-
den.

Vor diesem Hintergrund hat 
die Grüne Ratsfraktion am 
Anfang des Jahres die Verwal-
tung um eine Einschätzung der 

Situation in Telgte gebeten. 
Außerdem sollte über die 
Möglichkeit nachgedacht wer-
den, Grabsteine aus Kinderar-
beit auf dem Telgter Friedhof 
zu verbieten. In den Beratun-
gen des Hauptausschusses 
zum Grünen Antrag gab es 
folgende Erkenntnisse: Woher 
die Grabsteine auf den Telgter 
Friedhöfen kommen, ist nicht 
bekannt. Ein Verbot von Grab-
steinen aus Kinderarbeit ist 
rechtlich zurzeit allerdings 
noch nicht möglich. Händler 
und Käufer/innen tragen die 
Verantwortung dafür, unter 
welchen Bedingungen ihre 
Steine hergestellt sind. Die 
Möglichkeit, Steine ohne Kin-

derarbeit beziehen zu können, 
sollte mehr in der Öffentlich-
keit bekannt gemacht werden. 

Beim Einkauf von Pflaster-
steinen aus Granit, für die 
ebenfalls Kinder in Steinbrü-
chen schuften, kann die Stadt 
Telgte stärker Einfluss neh-
men. Hier könnte sie nur fair 
gehandelte Steine, also mit 
entsprechendem Zertifikat 
bestellen. Das ist im Übrigen 
nur mit minimalen Mehrkos-
ten verbunden, da die Rohstof-
fe bei Baumaßnahmen nur 
einen geringen Kostenanteil 
ausmachen. Weitere Informa-
tionen zu dem Thema findet 
man bei den beiden Zertifi-
zierungsorganisationen in 
Deutschland.                      k.m.

http://www.xertifix.de
http://fairstone.win--win.de/

und bei http://www.aktiv-
gegen-kinderarbeit.de/

Kleine Hände – Große Steine
Grabsteine aus Kinderarbeit?

Bloße „Verbundschule“ keine Lösung Fortsetzung von Seite 1

„Das Feuerwehrhaus an 
der Ritterstraße kann im 
jetzigen Zustand die An-
forderungen nicht erfül-
len, die sich aus der erfor-
derlichen Stärke und Leis-
tungsfähigkeit der Feuer-
wehr Telg te  erge-
ben.“ (aus: Brandschutz-
bedarfsplan für die Stadt 
Telgte, Januar 2003, Seite 
391)

Kinderarbeit im Steinbruch wurde von Minister Laumann bemängelt.

Die Feuerwache an der Ritterstraße ist marode.

http://www.xertifix.de
http://fairstone.win--win.de/
http://www.aktiv-
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Mit dem Haushaltsent-
wurf 2010 schlägt die Ver-
waltung eine Neustruktu-
rierung des Nachtbusan-
gebotes und eine Redu-
zierung des Anruflinien-
dienstes (ALD) vor. Die 
Nutzung es Nachtbusses 
ist zurückgegangen, seit 
parallel auch die Nord-
West-Bahn spätabends 
noch Fahrten von Müns-
ter nach Telgte anbietet. 
Der ALD dagegen soll vor 
allem aus Kostengründen 
zurückgefahren werden. 
Diese Maßnahme würde 
insbesondere die Anbin-
dung der Ortsteile 
Westbevern-Dorf und 
Westbevern-Vadrup an 

das ÖPNV-Netz ver-
schlechtern.

Für die Beratungen des Fi-
nanzausschusses am 25. März 
schlagen die GRÜNEN jetzt 
stattdessen eine Herangehens-
weise vor, die alle Angebote 
des Öffentlichen Personennah-
verkehrs in Telgte in den 
Blick nehmen soll. Die Ver-
waltung wird im Antrag der 
GRÜNEN beauftragt, einen 
Bericht zur Organisation, zur 
Angebotsstruktur und zur Fi-
nanzierung des Öffentlichen 
Personennah- und des Schü-
lerspezialverkehrs in Telgte 
(Bahnverkehr, Regionalbusli-
nien, Nachtbus, ALD, Schü-
lerspezialverkehr) vorzulegen 

und – wenn nötig auch mit 
fachlicher Unterstützung –
Perspektiven für ein abge-
stimmtes ÖPNV-Angebot  
aufzuzeigen, das eine zu-
kunftsfähige, umweltgerechte 
und finanzierbare öffentliche 
Organisation von Mobilität in 
Telgte sicherstellt.

Die von der Verwaltung 
vorgeschlagene Neustrukturie-
rung des Nachtbusangebotes 
kann auch nach Auffassung 
der GRÜNEN umgesetzt wer-
den, um entsprechende Auf-
wendungen für en Haushalt zu 
reduzieren. Über die Entwick-
lung im Bereich der Nachtbus-
se soll die Verwaltung aller-
dings regelmäßig berichten.

Anders die GRÜNE Position 
zum Anrufliniendienst: Dort 
sollte die von der Verwaltung 
vorgeschlagene Angebotsein-
schränkung nicht umgesetzt 
werden, die entsprechenden 
Aufwendungen werden als 
erforderliche Mittel für die 
Daseinsvorsorge angesehen.

Die Stadt Telgte trägt in den 
Bereichen Nachtbus, ALD, 

Schülerspezialverkehr etc. 
jährlich Kosten oberhalb von 
600.000,- Euro. Der gestufte 
Antrag der GRÜNEN würde –
wenn er eine Mehrheit findet –
zunächst eine kurzfristige Ver-
schlechterung des Angebotes 
verhindern. Zugleich könnte 
ein zukunftsgerichtetes Kon-
zept für ein ÖPNV-Angebot 
aus einem Guss auf den Weg 
gebracht werden.               w.p.

Herr Pieper, warum leben Sie gern 
in Telgte?

Dies ist die Stadt, in der ich geboren 
und aufgewachsen bin. Hier fühle ich 
mich wohl und zuhause. 

Haben Sie denn immer in Telgte 
gewohnt?

Ja, ich habe auch während meines Stu-
diums an der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster und danach in 
Telgte gewohnt.

Welche Orte in Telgte sind Ihnen 
besonders wichtig? 

Die Gärten am Hagen mag ich, weil 
sie Erholung und Selbstversorgung 
miteinander verbinden. Außerdem 
wird man hier an Stadtgeschichte erin-
nert. Und der Bereich um die Cle-
menskirche hat – ähnlich wie um St. 
Cornelius und Cyprianus in West-
bevern – eine ganz besondere Aus-
strahlung.

Warum verbringen Sie nun schon 
seit über 25 Jahren so viel Ihrer 
Freizeit mit Kommunalpolitik?

Die Stadt, in der ich lebe, möchte ich 
gern auch mitgestalten. Neben den 
Vereinen, in denen sich ganz viele 
Telgter/innen engagieren, ist die eh-
renamtliche Politik eine andere Mög-
lichkeit dazu. Und es macht Freude, 
mit anderen zusammen an der Ent-
wicklung Telgtes mitwirken zu kön-
nen.

Warum haben Sie sich erst jetzt, im 
„zweiten Anlauf“ dafür entschieden, 
doch als Bürgermeister zu kandidie-
ren?

Weil diese Entscheidung eigentlich in 
meiner Lebensplanung nicht vorgese-
hen war. Ehrenamtliche Politik hätte 
mir völlig ausgereicht. Aber in der 
durch die Abwahl von Dr. Meender-
mann entstandenen Situation wollte 
und will ich meinen Teil der Verant-
wortung für die Zukunft unserer Stadt 
übernehmen.

Was wäre Ihr wichtigstes Anliegen 
als Bürgermeister?

Viele Menschen dazu zu motivieren, 
sich konstruktiv und im gegenseitigen 
Respekt voreinander in die Prozesse 
zur Weiterentwicklung unserer Stadt 
einzubringen. Das geht nur durch viel 
Transparenz in Verwaltung und Poli-
tik, durch Bürgerbeteiligung und offe-
ne Kommunikation.

Ein Wort zu den anderen Parteien: 
Wie bewerten Sie die Möglichkeit 
der Zusammenarbeit als Bürger-
meister?

Was ich vorhabe ist ja ein Rollen-

wechsel – vom Fraktionssprecher zum 
Bürgermeister, der die Fäden zusam-
menführen, Prozesse moderieren und 
zu Ergebnissen führen, und insofern 
unterschiedliche Interessen integrieren 
muss. Und ich hoffe, dass die Parteien 
und Fraktionen – einschließlich der 
GRÜNEN – diesen Rollenwechsel 
wahrnehmen und mitvollziehen. Ich 
bin dazu bereit und freue mich auf eine 
konstruktive Zusammenarbeit mit al-
len Parteien in Telgte.

Welche Bedeutung haben die 
Ortsteile für Sie?

Die Ortsteile Westbevern-Dorf, 
Westbevern-Vadrup, Raestrup und 
auch zum Beispiel die Bauernschaften 
sind nicht einfach ein Anhängsel an 
die Stadt Telgte. Sie haben ein ganz 
eigenes und selbstständiges Gepräge 
und sind selbstbewusste, wichtige Tei-
le des Ganzen. Wenn nicht das Tren-
nende in den Vordergrund gerückt 
wird, kann diese Vielfalt eine echte 
Stärke der Stadt sein.

Welche Werte sind Ihnen im Leben 
besonders wichtig?

Der Respekt vor anderen und vor An-
dersdenkenden. Offenheit für Neues, 
Vertrauen in Gewachsenes, und nicht 
zuletzt die Freude am Leben.

Nennen Sie mir einen Begriff, der 
für Sie beschreibt, wie Ihr Kontakt 
als Bürgermeister zu den Bürgern 
charakterisiert sein soll.

Ein Bürgermeister muss nach meiner 
Auffassung ein „Kümmerer“ sein, der 
sich um die großen – und manchmal 
auch um die kleinen – Themen der 
Stadt und Anliegen der Menschen 
kümmert.

Auf welchen Arbeitsschwerpunkt 
freuen Sie sich am meisten? Vor 
welchem haben Sie den größten Re-
spekt?

Ich freue mich auf den Kontakt mit 
den vielen Menschen, auf die Zusam-
menarbeit mit den Kindertageseinrich-
tungen und Schulen, auf die Betriebe 
und Unternehmen. Großen Respekt 
habe ich trotzdem erst einmal vor den 
Aufgaben, die auf mich warten, denn 
Neuland betritt man nicht ganz ohne 
ein mulmiges Gefühl.

Mit Interesse haben wir gehört, dass 
Sie ohne Führerschein in Ihrem Le-
ben nichts vermisst haben. Welchen 
Lieblingsort haben Sie denn mit 
dem Zug kennen gelernt?
Schöne Ecken dieser Erde liegen ja 
nicht immer weit entfernt, manchmal 
kommt’s eben darauf an, wie man sie 
erlebt. Besonders mag ich die Nord-
und Ostseeinseln und auch den Boden-
see.

Was machen Sie am liebsten in Ih-
rer Freizeit – außer der Kommunal-
politik?
Ich kann nicht gut längere Zeit ohne 
Musik und ohne Bücher auskommen. 
Ich fahre gern Fahrrad und wenn ich 
die Zeit dazu habe, gehe ich gern Wan-
dern (leider zu selten also). 

Keine Kürzung beim ALD!
Grüne: Zukunftsfähige Organisation 

von Mobilität in Telgte prüfen

Interview mit 
Bürgermeister-

kandidat 
Wolfgang Pieper

Wolfgang Pieper

Die Grünen setzen sich für einen attraktiven Öffentlichen Nah-
verkehr in Telgte ein.
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Atomkraft ist wieder ein 
Thema, dazu noch eines 
das jedeN betrifft und 
auch für die Landtags-
wahl im Mai von Be-
deutung ist. 

Anfang November 2009 
wurde von der Münsteraner 
Bezirksregierung die Geneh-
migung zur Einlagerung von 
schwach- und mittelradioakti-
vem Atommüll für das Zwi-
schenlager Ahaus erteilt. Das 
heißt, dass bald erstmals seit 
Juni 2005 wieder Castoren 
durch das Münsterland rollen 
werden. Bei vergangenen 
Transporten kam es zu massi-
ven Protesten. Das Zwischen-
lager liegt nur ca. 60 Kilome-
ter von Telgte entfernt.

Der Widerstand wird größer 
und bei dem Sonntagsspazier-
gang am 20. Dezember fanden 
sich trotz verschneitem Wetter 
etwa 300 Bürger ein. Mit ei-
nem Autokonvoi am 24. Janu-
ar machten die Demonstran-
tInnen auf das wenig beachtete 
Atommüllkonditionierungsla-
ger in Duisburg und auf das 
Forschungszentrum in Jülich 
aufmerksam und fuhren „dem 
Castor entgegen“.

Der Unfall in der Urananrei-
cherungsanlage in Gronau 

vom 21. Januar 2010 zeigt, 
dass es nur eine scheinbare 
Sicherheit bei Atomanlagen 
gibt. Ein Mitarbeiter der 
Betreiberfirma Urenco wurde 
kontaminiert. Es ist auch Ra-
dioaktivität an die Umgebung 
abgegeben worden. Diese soll 
jedoch angeblich ungefährlich 
gewesen sein. Auch die zwei-
mal pro Woche geplanten 
Transporte mit insgesamt 152 
Atommüllbehältern ins Zwi-
schenlager nach Ahaus sind 
alles andere als ungefährlich 
und unbedenklich. Doch, dass 
man sich erfolgreich wehren 
kann, sieht man zum Beispiel 
daran, dass das Zwischenlager 
in Ahaus noch zu 90 Prozent 
leer steht.

Johannes Windau sprach mit 
Matthias Eickhoff vom Akti-
onsbündnis Münsterland ge-
gen Atomanlagen über die 
geplanten Transporte:

Was kann bei den Transpor-
ten passieren und wie be-
trifft es auch Telgte?

Bei Atomtransporten kann es 
grundsätzlich immer zu Unfäl-
len kommen – auf der Straße 
oder der Schiene. Dabei kön-
nen Behälter undicht und Ra-
dioaktivität freigesetzt werden. 
Da aber die örtlichen Feuer-
wehren oft gar nicht informiert 
oder nur unzureichend ausge-
rüstet sind, kann das schnell 
enorme Konsequenzen für die 
Bevölkerung haben. Telgte ist 
zum Beispiel durch die Uran-
transporte über die Bahnstre-
cke Münster-Osnabrück direkt 
betroffen. Viele Menschen aus 
Telgte pendeln nach Münster, 
dort rollen durch den Haupt-
bahnhof regelmäßig hochge-
fährliche Urantransporte.

Warum ist es gerade jetzt wich-
tig auf die Straße zu gehen?

Vor 10 Jahren wurde der 
Atomausstieg im Kanz-
leramt vereinbart. Das 
soll jetzt aufgekündigt 
werden. Die Atomanla-
gen in Gronau und 
Ahaus werden ausge-
baut, das AKW Lingen 
soll noch länger laufen 
u n d  d i e  N R W -
Energiekonzerne EON 
und RWE setzen stur auf 
Atomkurs. Deshalb ist 
jetzt Protest enorm wich-
tig, damit der Atomaus-
stieg Realität wird –
gerade auch mit Blick 
auf die Landtagswahlen 
am 9. Mai.

Wie lange gibt es das Atom-
müllager in Ahaus schon 
und wie sah der Protest da-
gegen bisher aus?

Das „Zwischen“-lager wurde 
1992 in Betrieb genommen. 
Seither wurde die radioaktiven 
Brennelementkugeln aus dem 
THTR Hamm-Uentrop einge-
lagert. 1998 demonstrierten 
mehr als 10 000 Menschen 
gegen den großen Castor-
Transport aus Süddeutschland 
und 2005 gingen zum Schluss 
mehr als 3000 Menschen ge-
gen die drei Castor-Transporte 
aus Dresden-Rossendorf auf 
die Straße. Dabei kam es auch 
zu größeren Blockaden. An 
jedem dritten Sonntag findet 
seit 1994 um 14 Uhr ein Sonn-
tagsspaziergang am Atom-
mülllager statt. Da ist jedeR 
herzlich willkommen.

Was ist in nächster Zeit ge-
plant und wie kann man sich 
beteiligen?

Wenn die neuen Atommülltrans-
porte nach Ahaus beginnen,

wird es am Zwischenlager 
Ahaus einen außerordentli-
chen Sonntagsspaziergang 
geben. Am 4. April findet in 
Gronau ein Ostermarsch zur 
Urananreicherungsanlage statt 
und am Samstag, 24. April, 
beginnt um 12.30 Uhr am 
Bahnhof in Ahaus die zentrale 
NRW-Atomausstiegsdemo 
zum Tschernobyl-Jahrestag. 
Dazu rufen Initiativen und 
Verbände, auch die NRW-
Grünen, aus ganz NRW auf. 
Aus allen Landesteilen werden 
Sonderbusse organisiert. Ein 
Sonderbus aus dem Kreis Wa-
rendorf und Telgte wäre eine 
tolle Sache.

Das Interview führte Johan-
nes Windau (19). Er ist bei der 
politischen Jugendgruppe 
„Telgte – Links Ab!“ aktiv, 
die sich an den Protesten ge-
gen die geplanten Castor-
Transporte beteiligen wird. 
Wei tere Informat ionen: 
ww w. t e l g t e - l i nks -a b .d e , 
w w w . s o f a - m s . d e  u n d  
w w w . k e i n - c a s t o r - n a c h -
ahaus.de.

Es geht wieder los:

Atommülltransporte 
im Münsterland

Matthias Eickhoff

Schwarz-Gelb will die AKW-Laufzeiten verlängern

Da hilft nur eins:

Vollziehen Sie Ihren persönlichen Atomausstieg,
wechseln Sie zu einem Ökostromanbieter!

Bei Ökostrom können Sie sicher sein, dass kein CO2 ausgestoßen wird und 
kein radioaktiver Abfall entsteht. 
Der Wechsel zu Ökostromanbietern geht einfach und ist problemlos. 
Und: Es gibt Ökostromtarife, bei denen Sie im Vergleich zum konventionellen 
Strommix sogar Geld sparen!

Infos unter www.oekostrom-fuer-telgte.de. Persönliche anbieter-
unabhängige Beratung unter Tel. 5316.

www.oekostrom-fuer-telgte.de

http://-ab.de
http://www.sofa
http://-ms.de
http://www.kein
http://www.oekostrom
http://www.oekostrom-fuer-telgte.de
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Welche Koalitionsmöglichkeiten 
stehen nach dem 9. Mai für die 
Grünen eigentlich zur Option? 
Folgender Text soll versuchen 
darüber Klarheit zu schaffen. 

Das Fünfparteiensystem auf Bun-
desebene und in vielen Bundeslän-
dern ist eine Realität, die die Bil-
dung von Koalitionen prinzipiell 
erschwert. Deshalb setzen die Grü-
nen seit längerem verstärkt auf 
Eigenständigkeit und stehen für 
eine Politik der linken Mitte. Wir 
wollen als GRÜNE eine mögliche 
Koalition daran messen, wie viel 
grüne Politik sich in einer mögli-
chen Regierungskonstellation um-
setzen lässt, und ob es gelingt, 
eine ökologisch-soziale Wende für 
NRW einzuleiten.

Eigenständigkeit heißt für uns 
GRÜNE in NRW klar Position zu 
beziehen: 
• für eine ökologische Politik, die 
für die Schutzinteressen von 
Mensch und Natur eintritt und Wirt-
schaft und Umwelt miteinander 
versöhnt, 
• für eine Bildungspolitik, die sozia-
le Gerechtigkeit und bessere Leis-
tungen schafft, 
• für eine soziale Politik, die Chan-
cengleichheit und Teilhabe ermög-
licht und Verteilungsgerechtigkeit 
herstellt, 
• für eine Bürgerrechtspolitik, die 

Demokratie stärkt, Freiheit sichert 
und Minderheiten schützt.

Wenn also nach der Wahl die 
Situation eintritt, dass eine Regie-
rungsbildung unter grüner Beteili-
gung rechnerisch möglich wäre , 
dann legen wir diese Kriterien als 
Messlatte an. Doch jede Regierung 
mit grüner Beteiligung wird eine 
Koalitionsregierung sein, die Kom-
promisse zwischen unterschiedli-
chen Interessen schließen muss.

Was geht, und was geht nicht: 

Wir Grüne haben klar festgelegt, 
dass wir wieder eine rot-grüne Re-
gierung anstreben, wenn die Mehr-
heitsverhältnisse es zulassen. In 
einer Koalition mit der SPD sehen 
wir nach wie vor die meisten politi-
schen Übereinstimmungen und die 
besten Möglichkeiten, unsere grü-
nen Positionen umzusetzen. 

Bündnisse mit anderen Parteien 
sind eindeutig die „zweite Wahl“. 
Hier müssen wir abwägen, ob eine 
Regierungsbeteiligung einer Ent-
wicklung des Landes im Sinne der 
grünen Ziele nutzt, oder ob wir in 
der Opposition mehr ausrichten 
können (schließlich haben wir nie 
gesagt, Opposition sei „Mist“).

Wir haben jedoch eine Fortset-
zung von schwarz-gelb mit grüner 

Beteiligung (Jamaika) ausge-
schlossen. Wer die bestehende 
Landesregierung ablösen will kann 
nicht zu ihrer Verlängerung beitra-
gen. Wir sehen auch nicht, wie ei-
ne solche Koalition inhaltlich be-
gründet werden könnte. 

Wir schließen auch eine Tolerie-
rung einer rot-grünen Koalition 
durch „Die Linke“ klar aus. Eine 
Landesregierung kann ihre Ent-
scheidungen nicht von Fall zu Fall 
von einer Partei abhängig machen, 
die dann für diese Entschei-
dungen keine Verantwortung 
übernimmt. 

Die Interessen der Anderen 

Es gibt ein reges öffentliches 
Interesse daran, „Schwarz-
grün“ herbei zu reden und zu 
schreiben. Die Konstellation 
ist neu und erregt deshalb 
das Interesse der Medien. 
Die CDU will sich aus der 
Umklammerung der abstür-
zenden FDP lösen, ohne sich 
ganz daraus zu befreien, des-
halb wird dort in letzter Zeit 
öfter mal „grün geblinkt“. Und 
die SPD versucht mit dem 
„Schreckgespenst schwarz-
grün“ die rot-grünen Wähle-
rInnen an sich zu binden. Da-
von wollen wir uns und sollten 
Sie sich nicht beirren lassen. 

Wir Grünen in NRW versichern 
Ihnen, dass wir nur einen solchen 
Koalitionsvertrag unterschreiben 
würden, dessen grüner Faden sehr 
gut sichtbar ist. Doch dieser Faden 
ist um so stärker, je mehr Men-
schen uns wählen. Deshalb bitten 
wir Sie um Ihre Stimme für Grün 
am 9. Mai 2010. 

Rot-Grün, Schwarz-Grün oder doch Rot-Rot-Grün?

9. Mai 2010: 

Landtagswahl in NRW

Liebe Telgterinnen 
und Telgter,

Am 9. Mai wird neben einem Bür-
germeister für Telgte auch der Landtag 
von NRW gewählt. Bei dieser Wahl 
haben Sie erstmals zwei Stimmen. 
Eine für die Partei Ihres Vertrauens 
und eine für Ihre Direktkandidatin 
oder Ihren Direktkandidaten. 

Für den Nordkreis Warendorf, also 
Sassenberg, Beelen, Oelde, Waren-
dorf, Ennigerloh, Everswinkel, Ostbe-
vern und eben auch Telgte trete ich für 
die Grünen als Direktkandidat an. Aus 
diesem Grund möchte 

Mein Name ist Marian Husmann, ich 
bin 20 Jahre alt und beende in diesem 
Monat meinen Zivildienst in der Aka-
demie Franz-Hitze Haus in Münster. 
Ab April werde ich ein dreimonatiges 
Praktikum im Kreisverband der Grü-
nen absolvieren um die Zeit bis zum 
Beginn meines Studiums zu überbrü-
cken. Ab Oktober möchte ich, sollte 
ich nicht in den Landtag gewählt wer-
den, nämlich Politik und Recht in 
Münster studieren. Seit August 2009 
bin ich Mitglied des Rates der Stadt 
Telgte und habe bei der Wiederho-
lungswahl meinen Wahlkreis sogar 
direkt gewinnen können. Direkt muss 
ich bei der Landtagswahl auch den 
Nordkreis Warendorf gewinnen, da ich 
nicht über die Landesliste der Grünen 
abgesichert bin. 

Zu meinen Politischen Schwerpunk-
ten zählen unter anderem die Bil-
dungspolitik, der Daten- und Umwelt-
schutz, die Verkehrspolitik und Kom-
munalpolitik. Im Falle meiner Wahl 
würde ich mich über die Landesebene 
dafür einsetzen, dass die Kommunen 
im Kreis wieder mehr Geld zur Verfü-
gung haben. Die Schwarz-Gelbe Lan-
desregierung hat den Kommunen in 
den Jahren 2005 bis 2009 systematisch  
Gelder vom Bund für die U-3 Betreu-
ung und den Kostenbeitrag des Bundes 
am Wohngeld vorenthalten. Auch für 
ein zukunftsfähiges Bildungssystem 
möchte ich mich einsetzen. Wenn am 
Ende der Schulzeit 20% der Schülerin-
nen und Schüler nicht fit für die Aus-
bildung sind, ist dies ein Armutszeug-
nis. Die Grünen möchten gemeinsam 
mit Ihnen, den Eltern, Schülerinnen 
und Schülern und Lehrerinnen und 
Lehrern eine Schule von unten aufbau-
en. Bildungspolitische Entscheidungen 
über die Ausrichtung einer Schule auf 
Landesebene gehen oft an der Realität 
vorbei und werden daher besser auf 
kommunaler Ebene entschieden.

Ich möchte gemeinsam mit Ihnen 
Mehr Möglich Machen und bitte Sie 
daher am 9. Mai um Ihre Stimme. 
Sollten Sie Fragen oder Anregungen 
haben, schreiben Sie mir doch eine E-
Mail oder rufen Sie mich an. 
(m.husmann@gmx.de / 02504/72120)

Marian Husmann

mailto:(m.husmann@gmx.de
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Keine Entwarnung in 
Telgte bei der Belastung 
der Ems mit perfluorier-
ten Tensiden. Diese Stoff-
gruppe der PFT steht un-
ter dringendem Verdacht, 
Krebs zu verursachen.  
Die Planungen zur Ände-
rung des Produktionspro-
zesses mit dem Ziel einer 
sauberen Produktion sind 
im Verursacherbetrieb 
angelaufen. Die tech-
nische Umsetzung wird 
noch einige Monate dau-
ern.

Bei Wasserproben im No-
vember des Vorjahres konnte 
eine erfreuliche Abnahme der 
PFT-Konzentration sowohl am 
Auslauf der Kläranlage in 
Telgte, als auch bei  dem be-
probten Verursacherbetrieb in 
Telgte festgestellt werden. Die 
letzte Probeentnahme bei der 
Klä ran lage  wurde  am 
20.01.2010 genommen. Das 
Analyseergebnisse  vom 
20.01.2010 aus dem Abwasser 
der Kläranlage zeigt wieder 
steil nach oben. Von 43 ng/l 
auf nunmehr 230 ng/l, s. auch 
das Diagramm. Das ist sehr 
unbefriedigend.

Im Januar hat es ein Fachge-
spräch in den Räumen des 
Verursacherbetriebes zum 
Thema „Vermeidung der PFT-
Einleitung“ gegeben. Hier 
wurden verschiedene Maßnah-
men besprochen. U.a: Keine 

weitere Verwendung von PFT-
haltigen Zusätzen, Änderung 
des Produktionsverfahrens mit 
dem Ziel der Schadstoffver-
meidung, Einbau eines Schad-
stofffilters und Festlegung 
einer  neuen Probeent-
nahmestelle. Während der 
Einsatz eines PFT-freien Er-
satzstoffes und die neue Pro-
beentnahmestelle nach Anga-
be der Betriebsleitung bereits 
umgesetzt wurden, werden die 
weiteren Maßnahmen wegen 
größerer technischer Umbau-
maßnahmen noch einige Mo-
nate dauern. 

Noch hat der Umweltminis-
ter, Herr Uhlenberg, für NRW 
keine Grenzwerte für die Ein-
leitung von PFT-haltigen 
Schadstoffen festgesetzt. Das 
Landesamt für Umwelt und 
Verbraucherschutz (LANUV) 
hat aber den für die Kontrolle 
vor Ort zuständigen Dienst-
stellen inzwischen Bewer-
tungsmaßstäbe für die PFT-
Konzentration in NRW he-
rausgegeben. 

In diesen Bewertungsmaß-
stäben heißt es u.a.:

„zum Schutz von Grundwas-
ser, Oberflächenwasser, Roh-
wasser, Abwasser

Aus Vorsorgegründen wird 
der für Trinkwasser empfohle-
ne LW von ≤0,3 µg/l (Summe 
PFOA+PFOS) auch für die 
Bewertung von Grundwasser, 

Oberflächenwasser, Rohwas-
ser und Abwassereinleitungen 
(Kläranlagen, industrielle 
Direkt- und Indirekteinleitun-
gen) verwendet. Bei Über-
schreitung erfolgt eine Ursa-
chenermittlung und werden 
Gegenmaßnahmen eingeleitet. 

Als langfristiges Mindest-
qualitätsziel für Gewässer 
wird darüber hinaus die Ein-
haltung bzw. Unterschreitung 
des Zielwertes (=GOW) von 
≤0,1 µg/l (PFOA und PFOS, 

evtl. weitere PFT) angestrebt. 
Die Trinkwasserkommission 
rät mit Pressemitteilung vom 
07.08.2007 für den generati-
onsübergreifenden Schutz, 
regulatorische Entscheidun-
gen im Einzugsgebiet mindes-
tens an dieser Zielvorgabe 
auszurichten.“

 (Hinweis der Redaktion: 0,3 
µg/l = 300ng/l, LW=Leitwert, 
PFOA= Perfluoroktansäure, 
PFOS= Perfluoroktansulfan-

säure,  Indirekteinleitungen= 
Einleitungen in die Kanalisati-
on, Direkteinleitungen= Ein-
leitungen z.B. in die Ems, 
GOW= Gesundheitlicher Ori-
entierungswert.)

Auch hier ist zu erkennen, 
PFT gehört nicht in die Um-
welt. Alle beteiligten Fachgre-
mien wissen um die Gefähr-
lichkeit des Giftstoffes PFT, 
nur der Umweltminister, Herr 
Uhlenberg, schreibt weiter mit 
gespaltener Feder.

Soweit der Stand bis zum 
Re d a k t i o ns s c h l u s s  d es 
Pöggsken. 

j.t. grüne ratsfraktion

Wasserqualität in der Ems
Die Giftkonzentration mit perfluorierten Tensiden (PFT) ist weniger 

geworden, aber noch ist keine Entwarnung angesagt.

Mit einem Antrag zur 
Haushaltsberatung im 
Finanzausschuss am 25. 
März möchte die Fraktion 
von Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN die Verwatung bit-
ten, alle Möglichkeiten für 
eine interkommunale Ko-
operation im Bereich Be-
schaffungswesen, War-
tungs- und Unterhal-
tungsverträge etc. zu prü-
fen und umzusetzen. 

Dabei sollen Einsparpotenzi-
ale für den städtischen Haus-
halt ebenso angestrebt werden 
wie die Berücksichtigung 

von Sozial- und Umweltstan-
dards.

Aus Sicht der GRÜNEN 
Fraktion sind die Möglichkei-
ten der interkommunalen Ko-
operation der Stadt Telgte im 
Bereich Beschaffungswesen, 
Wartungs- und Unterhaltungs-
verträge etc. noch längst nicht 
ausgeschöpft. Für eine verga-
berechtssichere Berücksichti-
gung von Sozial- und Umwelt-
standards bietet das Vergabe-
recht seit der Novelle vom 
April 2009 ausreichende Mög-
lichkeiten.

w.p. grüne ratsfraktion

Möglichkeiten zur 
interkommunalen Kooperation im 

Beschaffungswesen prüfen!

Erläuterung des Diagramms
Die Analysewerte aus dem indirekt einleiten-
den Betrieb sind etwa 100- bis 200-mal so hoch 
wie die Analysewerte aus dem Abfluss der 
Kläranlage. Die Ursache liegt in der Verdün-
nung im Klärsystem durch weiteres Abwasser 
und durch Regenwasser. Die Schadstoffanteile 

schwanken sehr stark in ihrer Konzentration 
zueinander. Die Ursache liegt in der unregel-
mäßigen Zuführung des PFT-belasteten Ab-
wassers in das städtische Kanalnetz. Die in die 
Kläranlage eingeleiteten Abwässer benötigen 
mehrere Tage bis zum Abfluss in die Ems.
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Zur Sitzung des Haupt-
und Wirtschaftsförde-
rungsausschusses am 3. 
Februar brachten die 
GRÜNEN einen Antrag 
unter dem Titel „Förde-
rung der Barrierefreiheit 
im Innenstadtbereich“ 
ein. Und obwohl die Ziel-
setzung von der Verwal-
tung und von allen Partei-
en unterstützt wurde, gab 
es politischen Streit über 
die Initiative.

Zum Hintergrund: Seit dem 
1. Januar 2009 gilt in Deutsch-
land die UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen. In diesem 
Übereinkommen der Verein-
ten Nationen verpflichten sich 
die Vertragsstaaten zu ge-
eigneten Maßnahmen, um 

Menschen mit Behinderungen 
den gleichberechtigten Zugang 
zur physischen Umwelt, zu 
Transportmitteln sowie Infor-
mation und Kommunikation 
zu ermöglichen. "Barriere-
freiheit" bedeutet einen umfas-
senden Zugang und uneinge-
schränkte Nutzungschancen 
aller gestalteten Lebensberei-
che. 

Gerade der Innenstadtbe-
reich von Telgte stellt mit sei-
nen gepflasterten Straßen und 

Gehwegen ein Problem hin-
sichtlich der durchgängigen 
Barrierefreiheit dar. Deshalb 
hatte die Stadt vor Jahren be-
gonnen, in Zusammenarbeit 
mit Menschen mit Behinde-
rungen einzelne Wegeverbin-
dungen im Zentrum zu verbes-
sern. Diese Maßnahmen in der 
Kapellenstraße und am Markt 
sind aber aus Sicht der GRÜ-
NEN letztlich „Inseln“ geblie-
ben.

Viele ältere und/oder mobili-
tätseingeschränkte Menschen 
klagen über das „schlechte 
Pflaster“ und über die schwere 
Passierbarkeit im Rollstuhl 
oder mit dem Rollator. Über 
einen durch Schäden in der 
Pflasterung verursachten Un-
fall berichteten Ende letzten 
Jahres die Westfälischen 
Nachrichten, eine Liste in 
ähnlicher Weise „geschädigter 
Bürger“ ist den Fraktionen 
Anfang Januar übermittelt 
worden.

Aus Sicht der GRÜNEN 
stellt eine komplette Umges-
taltung der sanierten Innen-
stadt (oder auch eine Asphal-
tierung bestimmter Wegever-
bindungen) keine vernünftige 
Lösung dar. Die Altstadt hat 
durch die Umgestaltung Ende 
der 80-er Jahre ein hohes Maß 
an Atmosphäre und gestal-
terischer Qualität erhalten. 

Dennoch müssen – nach in-
zwischen über 20 Jahren – die 
beschriebenen Mängel schritt-
weise behoben werden, um 
den Anforderungen und Wün-
schen der Telgter/innen nach 
besserer Begehbarkeit gerecht 
zu werden. 

Neben einer schnellen und 
kurzfristig durchzuführenden 
Behebung der gravierendsten 
Mängel (die nach der Frostpe-
riode ohnehin erforderlich ist) 
sollte ein Zeit- und Arbeits-
plan erstellt werden, um die 
Pflasterung nach und nach in 
Stand zu setzen, zu erneuern 
und insgesamt barrierefrei 
begehbar zu machen. 

Die Verwaltung sollte des-
halb durch den Antrag der 
GRÜNEN beauftragt werden, 

• kurzfristig die vordringlichs-
ten Reparatur- und Instandset-
zungsmaßnahmen am Straßen-
pflaster in der Altstadt und 
ggf. an anderen Stellen im 
Stadtgebiet so auszuführen, 
dass die Passierbarkeit für 
Rollstuhlfahrer/innen, Nutzer/
innen von Rollatoren und älte-
re oder gehbehinderte Perso-
nen verbessert und unfallträch-
tige Stellen entschärft werden.

• eine systematische Untersu-
chung der Geh- und Fahrberei-
che in der Altstadt (und ggf. 

anderer Stellen im Stadtgebiet) 
durchzuführen, um den Hand-
lungsbedarf zur Schaffung 
baulicher Barrierefreiheit im 
Innenstadtbereich ermitteln zu 
können. 
• an der Erarbeitung von Ver-
besserungsmaßnahmen Men-
schen mit Behinderungen 
(mobilitätsbehinderte Men-
schen, Rollstuhlfahrer/innen, 
Menschen mit Sehbehinderun-
gen etc.) und/oder Vertreter/
innen von Behindertenverbän-
den zu beteiligen. 
• und langfristig einen 
„Runden Tisch Barrierefrei-
heit“ vorzubereiten, um die 
U m s e t z u n g  d e r  U N -
Behindertenrechtskonvention 
in allen Bereichen voranzu-
bringen und zu begleiten.

Insbesondere die SPD-
Fraktion kritisierte den Vor-
stoß der GRÜNEN, weil sie –
die SPD – es doch gewesen 
sei, die das Thema schon im 
letzten Jahr in ihrem Wahlpro-
gramm aufgegriffen und ent-
sprechende Anträge angekün-
digt habe. Mit einer solchen 
Haltung ist natürlich im politi-
schen Raum schwer umzuge-
hen. Nach längerem Hin und 
Her verzichtete die GRÜNE 
Fraktion auf eine förmliche 
Abstimmung und legte das 
Anliegen – das ja inhaltlich 
alle Fraktionen teilten – ver-
trauensvoll zur Umsetzung in 
die Hände der Verwaltung. 
Und damit war die von der 
SPD selbst aufgebaute Barrie-
re entfallen, einem GRÜNEN 
Antrag zustimmen zu müssen. 
Barrierefreiheit kann so schön 
sein …

w.p. grüne ratsfraktion

Förderung der Barrierefreiheit 
im Innenstadtbereich

Politischer Streit über eine Idee, 
die alle unterstützen

Das Land NRW hat aus dem 
Zukunftsinvestitiongesetz der 
Stadt Telgte 715.374  € für 
den Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur bewilligt.

Der Rat hat aus diesen Mitteln 
eine  überplanmäßige Sanie-
rung von Wirtschaftswegen 
beschlossen. Fünfkommasie-
ben km der Klasse 5 
(schlechtesten) sind bis Ende 
2009 zur Freude der anliegen-
den Landwirte und sonstiger 
Anwohner damit saniert wor-
den. Aufgeteilt in 14 Strecken-
abschnitte, der kürzeste 128 
m, der längste 1,34 km.

Die Stadt hat dafür viele Ver-
anstaltungen mit den Anlie-
gern durchgeführt, mit dem 

Ergebnis von 175 positiv ge-
schlossenen Verträgen.

Bei der Beschlussvorlage im 
Rechnungsprüfungsausschuss 
fiel der Posten "Kosten für 
Schilder" gleich hoch für je-
den Streckenabschnitt mit 
138,32 € ins Auge. Also 14 
mal 138,32 macht 1659,34 €.

Liebe Bürger, wenn Sie dem-
nächst wieder auf Pättkestour 
sind, erkennen Sie die sanier-
ten Abschnitte an den auf-
gestellten Schildern mit Aus-
kunft über die Herkunft der 
Mittel. Wie viele solcher 
Schilder demnächst in ganz 
NRW stehen, weiß ich nicht, 
aber sicher nicht nur die 14 
Telgter Wegeschilder.

Bei allen Informationen ist zu 
bedenken, dass die hier ver-
brauchten Mittel sprich Euro, 
ab 2012 die Telgter Zuschüsse 
aus Landesmitteln reduzieren.

r.s. grüne ratsfraktion

Schilder - SCHILDA -Schilder
Das Pflaster der Altstadt stellt für viele ein Problem dar.
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GRÜNE zum Haushalt 2010: 

Der Rat könnte selbst 
einen Sparbeitrag leisten
Die Arbeit im Stadtrat und 

in den Fachausschüssen und 
Fraktionen ist eine ehrenamt-
liche Tätigkeit, die viel Zeit-
einsatz und Energie erfor-
dert. Ratsmitglieder bekom-
men für diese Tätigkeit eine 
monatliche Aufwandsent-
schädigung von derzeit 
187,30 Euro. Dieser Betrag 
wird vom Innenministerium 
festgelegt. Für die Haushalts-
beratungen am 25. März be-
antragen die GRÜNEN jetzt 
eine – auch zulässige – Um-
stellung dieser Zahlung auf 
die Kombination einer gerin-
geren Monatspauschale 
(derzeit 100,80 €) mit einem 
Sitzungsgeld (derzeit 17,30 € 
pro Sitzung).

Die - in Telgte bis in die 
80er Jahre hinein geltende -
Kombination einer geringe-
ren Monatspauschale und 
eines Sitzungsgeldes für die 
Zahlung von Aufwands-
entschädigungen an Ratsmit-
glieder dürfte zu erkennbaren 

Einsparungen für den städti-
schen Haushalt führen. Vor 
einigen Jahren bezifferte die 
Verwaltung die möglichen 
Einspareffekte (bei einem 
damals allerdings noch etwas 
größeren Rat) mit 9.000,- bis 
12.000,- Euro bei leicht hö-
herem Abrechnungsaufwand.

Mit der beantragten Um-
stellung könnten die Fraktio-
nen und jedes einzelne Rats-
mitglied einen Beitrag zur 
Kostenbegrenzung und Ein-
sparung öffentlicher Mittel 
leisten. Die eintretenden 
Kürzungen für die Ratsmit-
glieder dürften auch deshalb 
vertretbar sein, weil die Mit-
tel ausdrücklich der Entschä-
digung eines tatsächlichen 
Mehraufwandes durch die 
Mandatswahrnehmung die-
nen sollen und keine wie 
auch immer  gear te te 
„Bezahlung“ darstellen.

w.p. grüne ratsfraktion

Die Stadttouristik im 
Treffpunkt Telgte ist seit 
vielen Jahren ein fest 
etablierter Baustein im 
Angebot der Stadt für 
Gäste, Touristen und 
Wallfahrer, und auch für 
die Telgter Bürger/innen 
selbst. Die Dienstleistun-
gen und der Service der 
Stadttouristik sind ein 
Aushängeschild für unse-
re Stadt. Jetzt plant die 

Stadtverwaltung aus Kos-
tengründen eine deutli-
che Reduzierung des 
Stundenanteils der dort 
beschäftigten Fachkräfte.

Am 25. März wird der Fi-
nanzausschuss darüber beraten 
müssen, ob die vorgeschla-
gene Kürzung der Personal-
stunden um über 20 Prozent 
umgesetzt werden soll oder ob 
es Alternativen gibt. Der 

Hauptausschuss hatte erst im 
Jahr 2008 eine Neukonzeption 
und Neuausrichtung der Stadt-
touristik beschlossen, die Um-
setzung sollte mit Unterstüt-
zung eines Fachbüros erfol-
gen. Die im Haushalt 2009 
dafür eingestellten Finanzmit-
tel wurden allerdings nicht für 
Zwecke der Beratung und 
Konzeptumsetzung eingesetzt. 
Ergebnisse von internen 
Workshops zur Stadttouristik 
sind bisher dem Rat auch nicht 
konkret vorgestellt worden.

Die GRÜNEN haben des-
halb für die Haushaltsberatun-
gen beantragt, die Kürzung der 
Personalkosten zunächst aus-
zusetzen und das Tourismus-
konzept mit Nachdruck weiter 
zu verfolgen. 

Reduzierte Öffnungszeiten 
oder ein nicht zeitgemäßes 
Touristikangebot dürften der 
Stadt auf Dauer schaden, posi-
tive Effekte für Gastronomie, 
Beherbergungsbetriebe, Ein-
zelhandel etc. würden ausblei-
ben. Um einen „Mehrwert“ für 
die ganze Stadt Telgte nicht zu 
gefährden, sollten die erfor-
derlichen Kräfte und Ressour-
cen für die Stadttouristik aus 
Sicht der GRÜNEN gebündelt 
und verstärkt werden.        w.p.

Leistungsfähigkeit der 
Stadttouristik erhalten

Die Fraktion Bündnis 90/
DIE GRÜNEN möchte zum 
Haushaltsjahr 2010 mit zwei 
Anträgen die Jugendarbeit in 
Telgte unterstützen: Das Ju-
gendwerk e. V. soll mit 12.000 
€ in die Lage versetzt werden, 
das Jugendcafé in bisheriger 
Form weiterzuführen. Den 
Grünen ist es wichtig, dass die 
personelle Kontinuität in der 
Betreuung erhalten bleibt. Da 
andere öffentliche Zuschuss-
geber wegfallen, würde es 
sonst zu Einschränkungen im 
Angebot der Jugendarbeit 
kommen. Kritisch merken die 
Grünen allerdings die Form 
und den Zeitpunkt an, in der 
der finanzielle Engpass be-
kannt wurde. Diese Perspekti-
ve dürfte Vorstand und Ge-
schäftsführung schon länger 
bekannt gewesen sein. Um 
von Seiten der Politik nicht 
immer kurzfristig auf solche 
„Notstandsmeldungen“ reagie-
ren zu müssen, wird der Ver-
ein gebeten, dem Fachaus-
schuss im Herbst 2010 Vor-
schläge für die zukünftigen 
Angebote und deren Finanzie-
rung vorzustellen. 

Auch über die aufsuchende, 
„mobile“ Jugendarbeit soll 
nach dem Wunsch der Grünen 
Ratsfraktion berichtet werden. 
Hintergrund ist, dass die Ver-
waltung im Vorbericht zum 
Haushaltsplan 2010 mitteilt, 
dass es ab dem Jahr 2011 zu 
Kürzungen des Personalkos-
tenanteils der Stadt Telgte für 
die aufsuchende Jugendarbeit 
kommen soll. Ferner solle die 
Jugendarbeit „konzeptionell 
aufgearbeitet“ und die vorge-
sehenen Kürzungen „durch 
Personalverschiebungen“ auf-
gefangen werden. Derartige 
Überlegungen sind aus Sicht 
der Fraktion Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN nicht dazu geeig-
net, über Randnotizen im 
Haushaltsplan eingebracht und 
mitgeteilt zu werden. Die Vor-
stellungen der Verwaltung und 
ihre Auswirkungen auf das 
reduzierte Angebot der offe-
nen Jugendarbeit sollten des-
halb im Fachausschuss erläu-
tert und dort auch in Abspra-
che mit dem zuständigen 
Kreisjugendamt beraten und 
begleitet werden.

k.m. grüne ratsfraktion

Unterstützung für 
die Jugendarbeit

  Haushalt 2010

Auf Vorschlag der Stadt-
verwaltung zum Haus-
haltsplan 2010 sollen die 
Ansätze für die Musik-
schule in diesem Jahr um 
7.500,- Euro gegenüber 
dem Vorjahr, und im kom-
menden Jahr noch einmal 
um weitere 10.000,- Euro 
gekürzt werden. Eine sol-
che pauschale Kürzung 
würde nach Auffassung 
der GRÜNEN – falls der 
Rat diesem Vorschlag der 
Verwaltung folgt – ohne 
eine wirkliche Abschät-
zung der Folgen für das 
Angebot, die Struktur und 
das Finanzgefüge der Mu-
sikschule gefährden. 

Deshalb hat die Fraktion 
jetzt beantragt, die Kürzungen 
zunächst auszusetzen. Mit der 
Musikschule sollte stattdessen 

eine Zielvereinbarung ge-
schlossen werden, die ihr die 
Möglichkeit gibt, in den kom-
menden 2 – 3 Jahren durch 
eigene Anstrengungen und 
Projektideen den Zuschussbe-
darf möglichst zu reduzieren. 
Beschlüsse zu einer Verände-
rung des städtischen Zuschus-
ses sollen erst dann beraten 
werden, wenn ein Bericht zur 

Umsetzung der entsprechenden 
Zielvereinbarung erfolgt ist.

Dem zuständigen Schul- und 
Kulturausschuss sollte dazu 
ein Bericht über die Situation, 
die Entwicklungsmöglichkei-
ten und das Potenzial für Um-
strukturierungen hinsichtlich 
Angebot und Finanzierung 
vorgelegt werden. Pauschale 
Kürzungen nach der Rasenmä-
hermethode würden demge-
genüber die wichtige Arbeit 
der Musikschule gefährden 
oder sie auf diese Weise sogar 
schleichend kaputt sparen.

w.p. grüne ratsfraktion

Musikschule nicht 
kaputt sparen!

Die Stadttouristik ist ein Aushängeschild unserer Stadt.
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Regenbogenforellen

Deutschland
   kg 16,90 €

Pilze im Körbchen

Deutschland       
   500g 9,95 €

Vorbestellung erbeten

Ursula Mindermann
Dipl.Ing für Augenoptik

Baßfeld 12 • 48291 Telgte
Fon 0 25 04 - 50 50

www.mindermann-augenoptik.de

Telgte, Schleifstiege 15 - 17
Telefon  0 25 04/ 15 65
durchgehend geöffnet

Inhaber: Martin König
Grabenstr. 1, Tel 77119

Mo-Fr: 14-18:30, Sa 9-13
www.fahrrad-könig.de

Osterangebot

Seit der Bundestagswahl letzten Jahres, bei 
der schwarz-gelb an die Regierung kam, geis-
tert der Begriff der Kopfpauschale durch die 
Medien. Die Kopfpauschale bezeichnet einen 
gleich bleibend hohen Geldbetrag, den jeder 
Bürger in die Krankenkasse monatlich ein-
zahlt. So muss die Verkäuferin im Discounter 
den gleichen Betrag zahlen wie der gut ver-
dienende Abteilungsleiter.
Das Prinzip der Solidargemeinschaft – Ge-
ringverdienende zahlen wenig, Gutverdienen-
de mehr – wird damit ausgehebelt.

Schon jetzt verkneifen sich viele finanziell 
schlecht gestellte den Arztbesuch wegen der 
Praxisgebühr. Ärzte, die in sozialen Brenn-
punkten praktizieren, klagen darüber, dass die 
Patienten die selbst zu bezahlenden oder auch 
auf Rezept verordneten Medikamente nicht 
kaufen können.
Was sein wird, wenn jeder Krankenversiche-
rungspflichtige 130 bis 150 Euro pro Monat 
zahlen muss, ist kaum vorstellbar.
Wenn Sie dagegen protestieren wollen, unter-
schreiben Sie online bei www.campact.de.

a.w.

17. Juni 2008: Der hessi-
sche Landtag beschließt 
mit den Stimmen von 
SPD, Grünen und Linken 
die Abschaffung der Stu-
diengebühren – noch 
während der Amtszeit der 
schwarz-gelben Regie-
rung. Deren Ministerprä-
sident Roland Koch 
(CDU) kündigte an, auch 
nach den Neuwahlen die 
Studiengebühren nicht 
wieder einführen zu wol-
len. Auch die Jamaika-
Koalition im Saarland hat 
– mit Ausnahme von 
Langzeitstudiengebühren 
– die Campus-Maut abge-
schafft. Kommt als 
nächstes NRW?

Was geschah bisher?

Vor fünf Jahren erklärte das 
Bundesverfassungsgericht das 
Verbot von Studiengebühren 
im Hochschulrahmengesetz 
für nichtig. Wenig später be-
gannen die schwarz-gelb-
regierten Länder mit der Ein-
führung von Studiengebühren. 
So auch in NRW 2006. Nach 
dem so genannten „Hoch-
schulfinanzierungsgerechtig-
keitsgesetz“ wurde es den 
Hochschulen ermöglicht Ge-
bühren bis zu 500 Euro pro 
Semester zu kassieren. Viele 
Hochschulen nutzen diese 
Möglichkeit voll aus, einige 
haben niedrigere Gebühren 
(z.B. Münster mit 275 Euro), 
nur sehr wenige Hochschulen 
verzichten komplett auf die 
finanzielle Zugangsbeschrän-
kung.

Warum (gegen) Studienge-
bühren?
Die Befürworterinnen und 
Befürworter von Studienge-
bühren berufen sich auf weni-
ge Argumente, die bei genaue-
rer Betrachtung wie ein Kar-
tenhaus in sich zusammen-
fallen.

• Es heißt die Hochschulen 
bräuchten das Geld. 

Gegen die Aussage ist zu-
nächst nichts einzuwenden. 
Hochschulen sind – wie auch 
andere Bildungseinrichtungen 
– chronisch unterfinanziert. 
Studiengebühren tragen aber 
nicht zur Lösung des Problems 
bei. Vielmehr findet eine Ver-
lagerung von einer Finanzie-
rung durch öffentliche Mittel 
hin zu einer Finanzierung 
durch Gebühren statt. Schon 
jetzt lässt sich feststellen, dass 
die staatliche Unterstützung 
von Hochschulen im Verhält-
nis zur Anzahl der Studieren-
den seit 2005 zurückgegangen 
sind.

• Es heißt Studiengebühren 
würden nicht vom Studium 
abschrecken.

Neuste Untersuchungen be-
legen das Gegenteil: In einer 
Studie des Hochschul-
Informations-Systems (HIS) 
im Auftrag der Bundesbil-
dungsministerin Schavan 
(CDU) heißt es: „Durch die 
Einführung von Studiengebüh-
ren verzichtet eine nennens-
werte Zahl von Studienberech-
tigten auf das ursprünglich 
beabsichtigte Studium“. Eine 
Allensbach-Studie zeigt zu-
dem, dass Studienberechtigte 

mit finanziellen Problemen 
besonders abgeschreckt wer-
den: Von Abiturientinnen und 
Abiturienten, die mit Finanzie-
rungsschwierigkeiten rechnen, 
streben nur 44 Prozent ein 
Studium an. Bei denjenigen, 
die keine Schwierigkeiten 
erwarten, sind es 79 Prozent. 
Studiengebühren verschärfen 
die ohnehin schon große sozi-
ale Selektivität unseres Bil-
dungssystems. Daran ändern 
selbst so genannte „sozial ver-
trägliche Finanzierungssyste-
me“, wie die Studienkredite, 
nichts.

•Es heißt, wer später viel 
verdiene, müsse auch für 
seine/ihre Bildung zahlen.

Das Argument ist nicht neu: 
„Warum sollte die Kranken-
schwester das Studium des 
späteren Chefarztes finanzie-
ren?“. Skeptisch macht zu-
nächst, dass dieses Argument 
von denjenigen genannt wird, 
die sonst alle sozial gerechten 
Umverteilungsmaßnahmen mit 
Verweis auf die Wettbewerbs-
fähigkeit oder die Standortsi-
cherung ablehnen und in den 
letzten Jahren Belastungen für 
Reiche und Besserverdienende 
gesenkt haben. Aber auch 
sonst ist das Argument hin-
fällig: Bei Studiengebühren 

zahlen alle gleich viel: egal, 
ob man später arbeitslos oder 
vollzeitbeschäftigt, Sozialar-
beiter oder Top-Managerin ist. 
Personen, die ohne Studium 
Geld verdienen (z.B. aus Ka-
pitalerträgen), werden gar 
nicht belastet, Menschen, die 
ihr Studium nicht beenden 
(können), hingegen schon.

Wie geht’s weiter?
Am 9. Mai sind Landtags-

wahlen. Neuste Umfrageer-
gebnisse deuten darauf hin, 
dass CDU und FDP ihre 
Mehrheit verlieren könnten. 
„Wir stehen für ein gebühren-
freies Studium“ (SPD), „Wir 
schaffen Studiengebühren 
ab“ (Grüne) und „Wir wollen 
die Studiengebühren in NRW 
sofort abschaffen“ (Linke) 
beteuern die anderen Parteien. 
Uneinigkeit deutet sich jedoch 
schon bei der Wahl der Zeit-
punkts an: Die SPD-
Spitzenkandidatin Hannelore 
Kraft kündigte gegenüber den 
Ruhr Nachrichten an, die Stu-
diengebühren nur „bis Mitte 
de r  Legi s l a t urpe r iode“ 
„schrittweise“ abzuschaffen. 
Fraglich bleibt auch, ob die 
Gebührengegnerinnen und -
gegner ihre Position bei allen 
möglichen Regierungskonstel-
lationen (z.B. CDU/Grüne 
oder CDU/SPD) beibehalten 
werden. 

Viele Studierenden interes-
sieren sich hingegen weniger 
für machtpolitische „Wer-mit-
wem“-Spiele. Sie wollen die 
Studiengebühren loswerden 
und gehen dafür zusammen 
mit Schülerinnen, Schülern 
und Auszubildenden auf die 
Straße. Bei einem dezentralen 
Aktionstag am 22. April, bei 
einer Demonstration am 5. 
Mai in Düsseldorf und beim 
nächsten bundesweiten Bil-
dungsstreik am 9. Juni.

David Werdermann
bildungsperspektive-nrw.de

bildungsstreik.net

Kick it like Hessen
Schafft NRW die 

Studiengebühren ab?

Kommt die Kopfpauschale?

Impressum
»dat Pöggsken«

Zeitung der GRÜNEN Telgte

Hrsg.:                           Ratsfraktion 
und Ortsverband von 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
erscheint:      ...3 bis 4 Mal im Jahr 
Auflage:                    ... 8.000 Stück 
Anschrift:         ... Wolfgang Pieper

Ritterstr. 4
48291 Telgte

V.i.S.d.P.:         ... Wolfgang Pieper 
Textbeiträge:             ... Mitglieder

und Mitarbeiter/innen der
grünen Ratsfraktion Telgte

Marian Husmann (m.h.), Valerie 
Kelling (v.k.), Gerd Klünder (g.k.),  
Uschi Mindermann (u.m.), Katja 
Müller (k.m.), Wolfgang Pieper 
(w.p.),   Joachim Thiel (j.t.), Arm-
gard Werdermann (a.w.), Uwe 
Werdermann (u.we.)
Die mit “grüne ratsfraktion” ge-
kennzeichneten Artikel sind Ver-
öffentlichungen der Grünen Rats-
fraktion.                                       

http://www.mindermann-augenoptik.de
http://www.fahrrad-k�nig.de
http://www.campact.de.
http://bildungsperspektive-nrw.de
http://bildungsstreik.net
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Grabenstr. 1, Tel 77119

Mo-Fr: 14-18:30, Sa 9-13
www.fahrrad-könig.de

GREEN´S Westminster

Vertreter der Verwaltung 
haben die Befürchtung 
geäußert, dass die Stadt 
Telgte Schadenersatz-
ansprüche in Millionen-
höhe an den Investor 
K i r c h n e r - I m m o b i l i e n 
leisten müsse, sollte der 
Bebauungsplan nicht 
u m g e s e t z t  w e r d e n 
können.

Zur Erinnerung: Das Ober-
verwaltungsgericht Münster 
hat mit Urteil vom 24. 02. 
2010 den Bebauungsplan 

„außer Vollzug gesetzt“. Die 
wesentlichen Gründe sind:

- Nach den im Rat beschlos-
senen Änderungen hätten Öf-
fentlichkeit und Behörden 
erneut beteiligt werden 
müssen.

- Unklar ist, welcher Plan-
entwurf der Satzung zugrunde 
gelegt wurde. Das Gericht 
wörtlich: „Die mit dem Aus-
fertigungsvermerk versehene 
Urkunde                   stimmt 
nicht mit dem Entwurfsex-
emplar überein“.

- Die Auswirkungen des 
Verkehrslärms sind nicht feh-
lerfrei ermittelt worden.

Derzeit gibt es also keinen 
gültigen Bebauungsplan. Für 
Verwaltung, Politik, Investor, 
Anlieger und Kläger stellt sich 
nun die Frage: Wie geht es 
weiter? 

Das Urteil zeigt, dass es im 
Hinblick auf die zu erwarten-
den Lärmimmissionen viel-
leicht doch keine so gute Idee 
ist, in unmittelbarer Nähe zur 
B51 eine Wohnbebauung vor-
zusehen. Die Verwaltung 
müsste deshalb erwägen, von 
einer solchen Bebauung ganz 
Abstand zu nehmen. Das wür-
de sich weitgehend mit den 
Forderungen der Anlieger/
Kläger decken, nämlich die 
Bebauung auf das Gelände des 
ehemaligen Michaelsheims zu 

beschränken. Die GRÜNEN 
haben diese Lösung von An-
fang an favorisiert. Inzwischen  
könnte wohl ein Großteil des 
Rates dem folgen.

Was hat es aber mit den 
Schadenersatzansprüchen in 
Millionenhöhe auf sich? Soll 
mit solchen Äußerungen der 
Eindruck erweckt werden, als 
wäre die Stadt gezwungen, zur 
Vermeidung eines Millionen-
schadens den bisherigen Be-
bauungsplan in irgendeiner 
Form wirksam werden zu las-
sen? Sollen so der Rat und 
auch Bürger „auf Kurs ge-
bracht werden“? 

Schadenersatz in Millionen-
höhe könnte - wenn überhaupt 
- nur für „entgangenen Ge-
winn“ geltend gemacht wer-
den. Man darf annehmen, dass 
die Stadt dem Investor eine 
solche Zusage nicht gemacht 
hat. Weshalb also die Millio-
nen? Und überhaupt: Weshalb 
Schadenersatz? Ein wesentli-
cher Mangel des Bebauungs-
plans ist auch, „dass die Aus-
wirkungen des Verkehrslärms 

auf der B51 nicht fehlerfrei 
ermittelt wurden“. Das Schall-
gutachten wurde durch die Fa. 
Uppenkamp und Partner, 
Ahaus erstellt, und von den 
Archi tekten WOLTERS 
PARTNER  die „im  Auftrag 
des Vorhabenträgers“ den 
Bebauungsplan für die Stadt 
Telgte erstellt haben, in den 
Bebauungsplan übernommen. 
Dieser Mangel, der wesentlich 
zur Unwirksamkeit des Bebau-
ungsplans geführt hat, ist also 
vom Investor selbst zu vertre-
ten. Die Frage des Schadener-
satzes sollte sich deshalb von 
selbst verbieten.

Eine Frage sollte in diesem 
Zusammenhang auch erlaubt 
sein: Wie konnte es zu diesem 
fehlerhaften Bebauungsplan 
kommen und wer trägt die 
Verantwortung dafür? Zumin-
dest die Politik sollte schon 
deshalb diese Frage erörtern, 
damit durch mehr Transparenz 
künftig solche Fehlentwick-
lungen vermieden werden.  
Unabhängig davon wird durch 
die neue Situation für Politik 
und Verwaltung die Möglich-
keit eröffnet, den Bebauungs-
plan unter Berücksichtigung 
des Bürgerwillens neu zu ges-
talten, auch damit städtebauli-
che Fehlentwicklungen ver-
hindert werden. 

Arnold Henninger
Initiativkreis Klatenberge

Bebauungsplan „Klatenberge-Ost:

Schadensersatzansprüche 
in Millionenhöhe?

In drei Veranstaltungen un-
ter dem Namen „Ich stelle 
mich (vor)“ diskutierte Wolf-
gang Pieper mit Interessierten 
die aktuelle Politik der Stadt. 
Insgesamt folgten in Westbe-
vern, Telgte und Raestrup ca. 

400 Telgterinnen und Telgter 
den Einladungen. Das Bürger-
haus in Telgte füllten 250 
Menschen bis in die Empore.

Wolfgang Pieper kündigte 
an, das Gespräch mit den 

Bürgerinnen und Bürgern in 
dieser Form auch als Bürger-
meister regelmäßig zu suchen, 
um die Problemlagen auch in 
den Ortsteilen zu erfassen. 
Diese waren durchaus unter-
schiedlich. In Vadrup spielte 

die Entwicklung der Grund-
schule und der gefährdete Er-
halt der zwei Standorte eine 
große Rolle. Auch eine besse-
re Anbindung nach Telgte 
wurde diskutiert. Das Ge-
spräch in Telgte drehte sich in 
erster Linie um die Altstadt. 
Hier zeigte sich, dass der Kon-
flikt mit dem Standort 
„Orkotten“, die Barrierefrei-
heit und die Verkehrsführung 
nicht nur die Politik, sondern 
ebenso die Bürgerinnen und 
Bürger beschäftigen. In 
Raestrup wurde dem „Kan-
didaten“ Pieper im Hinblick 
auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung auf den Zahn ge-
fühlt. Ein weiteres Thema war 
natürlich die Verlegung der 
Haltestelle Raestrup nach 
Müssingen.

Insgesamt ziehen die Grünen 
eine absolut positive Bilanz. 
An dem starken Applaus am 
Ende jeder Veranstaltung 
konnte man ablesen, dass eine 
transparente politische Kultur 
eine Aufgabe des nächsten 
Bürgermeisters sein wird.

g.k.

Volle Häuser für Wolfgang Pieper

Drohen der Stadt Schadensersatzansprüche in Millionenhöhe?

http://www.fahrrad-k�nig.de
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Echte Perlen und Edelsteine …
individueller Schmuck …
eigene Entwürfe und Anfertigung …

Heilsteine, roh und poliert

Emsstraße 3 · 48291 Telgte · Telefon  (0 25 04) 33 26

Ein Geschenk des Himmels!

Investieren Sie mit uns erfolgreich 
in die Sonne.
(Ihre Partnerin, die Ökologie mit 
Ökonomie verbindet).

Sprechen Sie mit uns -
kostenlose Beratung vor Ort

Mail: heinz.rickhoff@yahoo.de

Heinz Rickhoff
Königstr.7 48291 Telgte

Tel. 02504/1709
Fax. 02504/72826

Termine im Rathaus

15.4.10 17 Uhr Rat der Stadt Telgte
20.4.10 17 Uhr Ausschuss für Jugend, Sport, 

Senioren und Soziales

Dienstags, 20.15 Uhr (außer in den Ferien und nach 
Ratssitzungen): offene Fraktionssitzung der GRÜNEN 
Ratsfraktion
nächste Termine: 13.4.2010, 20.4.10.2010

Das unabhängige FAIRTRADE-Siegel gibt Ihnen 
die Sicherheit, dass das Produkt die internationa-
len Standards des Fairen Handels erfüllt. Mit dem 
Kauf des Produktes leisten Sie einen Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen von Klein-
bauern in den Ländern des Südens.

Inzwischen führen viele Geschäfte Produkte aus Fairem 
Handel, z.B. Kaffee, Tee, Orangensaft oder Schokolade.

Achten Sie bei Ihrem nächsten Einkauf auf dieses Zeichen!
...und natürlich erhalten Sie fair gehandelte Produkte auch hier:

Kennen Sie dieses Zeichen?

Eine Welt St. Marien
St. Marien
Schleifstiege
Mi 15 - 18 Uhr
Sa 10 - 13 Uhr
So 10.30 - 13 Uhr

Weltladen der
Ev. Kirchengemeinde
An der Petruskirche 4
Mo, Di, Do, Fr 10 - 12 Uhr
So nach dem Gottesdienst

Kinder, wie die Zeit vergeht …
Zwischen diesen beiden Fotos liegen gut 25 Jahre. Als das erste GRÜNE Team (Foto oben) 

1984 zur Kommunalwahl antrat und für die Aufnahme auf den Stufen zum Rathaus Platz nahm, 
waren mit Christa Eisen (3.v.l.), Udo Woltering (ganz rechts) und Wolfgang Pieper (oben 
rechts) bereits einige Akteure dabei, die über lange Jahre das Gesicht der GRÜNEN in Telgte 
geprägt haben. Die erste Ratsfraktion 1984 – 1989 bestand aus vier Ratsmitgliedern.

Das hat sich mit der Wiederholungswahl vom Dezember 2009 noch einmal deutlich verändert: 
Die aktuelle Fraktion besteht aus elf Ratmitgliedern (Foto unten). Von links nach rechts: Gerd 
Klünder, Reinhild Spitz, Fritz Adriaans, Tatjana Scharfe, Katja Müller, Uli Schlösser, Wolfgang 
Pieper, Valerie Kelling, Sabine Grohnert, Michael Brandherm und Marian Husmann.

mailto:heinz.rickhoff@yahoo.de
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Kontaktadressen

Das gute Wahlergebnis, 
das die Telgter Grünen 
bei der letzten Kommu-
nalwahl erreicht haben, 
macht sich jetzt auch 
beim Regenbogenfonds 
der Grünen bemerkbar, 
aus dem soziale und 
ökologische Projekte 
gefördert werden. Auf der 
Mitgliederversammlung
wurde beschlossen, den 
Fonds von 1800 auf 5000 
Euro aufzustocken. 

„Wir wollen einen Teil unse-
rer Aufwandsentschädigung, 
die wir als Ratsmitglieder er-
halten, in Projekte in Telgte 
stecken“, so die stellvertreten-
de Sprecherin Valerie Kelling, 
„denn die Aufwandsentschädi-
gung ist nach unserer Auffas-
sung überhöht.“ Dies gelte be-
sonders, wenn man sie mit der 

Aufwandsentschädigung ande-
rer ehrenamtlich tätiger Men-
schen vergleiche.

Privatpersonen, Vereine oder 
Initiativen können einen finan-
ziellen Zuschuss aus dem Re-
genbogenfonds erhalten, wenn 
sie Projekte im sozialen oder 
ökologischen Bereich planen. 
„Wir möchten Initiativen aus-
drücklich ermutigen, auf uns 
zuzukommen, denn wir glau-
ben, dass die Gelder bei sol-
chen Initiativen gut angelegt 
sind“, erklärt Kelling.

Ebenfalls entschieden wurde 
auf der Versammlung über die 
Vergabe der verbliebenen Mit-
tel aus dem letzten Jahr: Ein-
stimmig wurde ein Zuschuss 
für das Frauenhaus in Höhe 
von 500 Euro beschlossen. 

u.we.

Grüne spenden für soziale Projekte

Regenbogenfonds auf 
5000 Euro aufgestockt

26 Kinder der DLRG Telgte 
verbrachten das 1. Märzwo-
chenende mit ihren Betreuern 
und Trainern in der Jugend-
herberge in Horn-Bad Mein-
berg. Die Zugfahrt wurde un-
terstützt aus Mitteln des Re-
genbogenfonds, wofür sich der 
Jugendvorstand an dieser Stel-
le herzlich bedankt.

Kaum aus dem Zug ausge-
stiegen fielen die ersten 
Schneeflocken, welche bis 
Samstagmorgen eine dichte 
Decke von ca.25cm bildeten. 
Außer der erwarteten Begeis-
terung hörte man auch Seufzer 
wie „oh, schon wieder so viel 
Schnee, ich kann keinen 
Schnee mehr sehen“.

Bei strahlend blauem Him-
mel machten sich dennoch die 
ganze Gruppe fröhlich auf den 
Weg in den Ort zum unterhalt-
samen Stadtspiel, wobei sich 
alle kalte Füße, Hände und 
Nasen holten. Bevor alle nach-
mittags in das kleine 

Schwimmbad in Horn gingen 
wurden lustige Spiele in der 
Herberge veranstaltet. Das 
Schwimmbad platzte mit den 
32 Gästen fast aus allen Näh-
ten, die übrigen 6 Schwimmer 
freuten sich mehr oder weni-
ger über die ungewöhnliche 
Schwimmerdichte.

Abends wurden wieder Spie-
le im Gemeinschaftsraum ge-
macht, bevor alle müde in die 
Betten fielen. Sonntags ging es 
dann wieder bei tollem 
Schneewetter zu den Extern-
steinen, welche leider wegen 
Eisglätte auf den Stufen ge-
sperrt waren. Die Rückfahrt 
im Zug war dann sehr ruhig. 
Obwohl sich alle auf ein Früh-
lingswochenende bei der Pla-
nung und Anmeldung gefreut 
hatten, war es ein tolles 
Schneeerlebnis für alle und 
eine Wiederholung eines ge-
meinsamen Ausflugs steht 
auch für nächstes Jahr wieder 
auf dem Programm.

Wasserratten tauschen 
Wasser gegen Schnee !

Katja Müller und Marian Hus-
mann, unsere VertreterIn im 
Kinder und Jugendwerk Telgte 
e.V. beantragten auf der Mit-
gliederversammlung des Kin-
der- und Jugendwerks am 
3.2.10 die Teilnahme Telgtes 
am Projekt Notinsel.

Mit dem Projekt Notinsel hat 
die Stiftung Hänsel+Gretel die 
Initiative ergriffen und eine 
Möglichkeit geschaffen, Kin-
dern in Notsituationen Flucht-
punkte aufzuzeigen, in denen 
sie Hilfe bekommen.
Notinseln können Einzelhan-
delsgeschäfte, Bäcker, Metz-
ger, Friseure, kleinere Super-
märkte, Apotheken, Banken, 
Arztpraxen uvm. werden, so-
fern sie geeignet sind und sich 
bereit erklären, Kindern zu 
helfen, wenn diese Hilfe benö-
tigen.
Jedes Notinsel-Partnergeschäft 
unterschreibt eine Selbstver-
pflichtung und erhält dann 

einen Aufkleber, 
der gut sichtbar für 
Kinder angebracht 
wird. Eine Hand-
lungsanweisung im 
Laden weist die 
regionalen Notruf-
nummern aus und 
erläutert den Mitar-
beitern, was im 
Notfall zu tun ist.
Auf diese Weise 
können Kinder in 
Not in die gekennzeichneten 
Geschäfte flüchten und sicher 
sein, dass sie dort kompetente 
(auch alltägliche) Hilfe finden. 
Das Netzwerk an Notinseln 
kann nicht lückenlos sein, 
muss es auch nicht. Das Signet 
ist ein wichtiges Zeichen für 
Kinder, gegen Täter und für 
ein großes bürgerschaftliches 
Engagement der Partnerge-
schäfte.
Da Telgte viele InhaberInnen 
geführte Geschäfte besitzt, ist 
hier die Idee von „Notinseln“ 

für Kinder und Jugendliche 
gut umzusetzen. BÜND-
NIS90/Die Grünen wollen mit 
dem Antrag  versuchen, das 
Kinder -und Jugendwerk für 
die Umsetzung des Projekts zu 
gewinnen. Die  Schulung, Ko-
ordination und Information  
kann das Kinder- und Jugend-
werk z.B. mithilfe der Schul-
sozialarbeiterInnen und der 
Telgter Hanse übernehmen. 
In Nordrhein-Westfalen unter-
stützen bereits 37 Städte, u.a. 
Münster, Lengerich und Gre-
ven das Projekt „Notinsel“. 
Allein in Greven sind bisher 
134 Notinseln entstanden. 
Für die Stadt Telgte wäre ein 
solches kinderfreundliches 
Engagement auch ein wichti-
ges Signal mit Außenwirkung.
Bündnis90/Die Grünen freuen 
sich, dass der Vorstand des 
Kinder- und Jugendwerks die-
sen Antrag auf einer der 
nächsten Sitzung weiterver-
folgen wird.                       u.m.

Notinsel

Wo wir sind, 
bist Du sicher

Ortsverband:
Gerd Klünder
Emsstr. 22
48291 Telgte

Ratsfraktion:
Wolfgang Pieper
Ritterstr. 4
48291 Telgte
Tel. 6267

www.gruene-telgte.de

http://www.gruene
http://-telgte.de

